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Privatbereich

Warum eine Wohnung nicht zur Halfte an den nichtehelichen Le-
benspartner vermietet werden kann

Verluste aus Vermietung und Verpachtung werden nur anerkannt, wenn ein steuerliches Mietver-
haltnis vorliegt. Dieses liegt nicht vor, wenn der Eigentimer die Halfte der gemeinsam bewohnten
Wohnung an den Lebensgefahrten vermietet.

Hintergrund

Die Klagerin ist Eigentimerin einer Immobilie, die aus mehreren Wohnungen besteht. Das Oberge-
schoss bewohnte sie mit ihrem Lebensgefahrten L. Dieser tberwies ihr monatlich 350 EUR als
Miete und Haushaltsgeld in Héhe von 150 EUR. In einem Mietvertrag wurde geregelt, dass Klage-
rin die Wohnung im Obergeschoss zur Halfte fur 350 EUR inkl. Nebenkosten an L vermietete.

Das Finanzamt erkannte jedoch dieses Mietverhaltnis nicht an. Folglich berlcksichtigte es den gel-
tend gemachten Verlust nicht.

Entscheidung

Das Finanzgericht wies die Klage ab und entschied, dass zwischen der Klagerin und L kein Miet-
verhaltnis bestand, das steuerlich anerkannt werden konnte. Eine Lebensgemeinschaft ist regel-
mahig auch eine Wirtschaftsgemeinschaft. Deren wesentlicher Bestandteil ist das gemeinsame
Wohnen, dessen Grundlage nicht ein zivilrechtlicher Vertrag, sondern die persdnliche Beziehung
der Partner ist. Beide Partner tragen nach ihren Kraften finanziell zur gemeinsamen Lebensfiih-
rung bei, wozu auch das Wohnen gehort.

Die von der Klagerin als Mieteinnahmen erklarten Zahlungen waren vor diesem Hintergrund als
Beitrage zur gemeinsamen Haushaltsfiihrung zu werten. Der Verlust aus der "Vermietung" des
Obergeschosses war damit steuerlich unbeachtlich.

Riester-Rente: Wann durfen zu Unrecht ausgezahlte Altersvorsor-
gezulagen zuriuckgefordert werden?

Nachdem ein Altersvorsorgevertrag abgewickelt ist, kann die ZfA rechtsgrundlos geleistete Zula-
gen zuruckfordern. Das gilt auch dann, wenn der Anbieter die Zulagen fehlerhaft beantragt hat, die
Auszahlung also auf seinem Fehlverhalten beruht.
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Hintergrund

Die Klagerin X schloss bei der B-AG (Anbieter) einen zertifizierten Altersvorsorgevertrag tiber eine
sog. Riester-Rente ab. In samtlichen Zulageantragen gab der Anbieter an, dass X unmittelbar zula-
geberechtigt war. Dementsprechend zahlte die Zentrale Zulagenstelle fir Altersvermogen (ZfA) fir
die Beitragsjahre 2008 — 2010 Zulagebetrage in Hohe von jeweils 154 EUR an den Anbieter aus,
der sie dem Vertragskonto der X gutschrieb.

Nach Beendigung des Altersvorsorgevertrags stellte die ZfA in 2011 fest, dass X nicht die Voraus-
setzungen fur eine unmittelbare Zulageberechtigung erflllte. Sie forderte die Zulagen von insge-
samt 462 EUR von X zuruck. Die Klage des X vor dem Finanzgericht hatte keinen Erfolg.

Entscheidung

Auch der Bundesfinanzhof gab der ZfA Recht, er wies die Revision der X zuruck. Die Richter sa-
hen die Voraussetzungen fir eine Rickforderung der gezahlten Zulagen als erflllt an. X war Leis-
tungsempfangerin. Zwar wurden ihr die Zulagen nicht unmittelbar ausgezahlt, sondern dem Ver-
tragskonto bei ihrem Anbieter gutgeschrieben. Aber die ZfA leistete die Zulagen fir die Beitragsjah-
re zur Erflllung eines vermeintlichen Anspruchs der X. Auf ein schuldhaftes Verhalten des Empfan-
gers oder ihres Anbieters kam es nicht an. Der Rlckzahlungsanspruch besteht namlich auch dann,
wenn den Leistungsempfanger an der Fehlleistung kein Verschulden trifft bzw. wenn er diese nicht
einmal erkannt hat.

Im vorliegenden Fall war der Anspruch auf Ruckforderung auch nicht verwirkt. Verwirkung setzt
voraus, dass sich der Verpflichtete nach dem gesamten Verhalten des Erstattungsberechtigten
darauf verlassen durfte und verlassen hat, dass dieser das Recht in Zukunft nicht geltend machen
werde. Erforderlich hierfur ist insbesondere ein Verhalten des Berechtigten, aus dem der Verpflich-
tete bei objektiver Beurteilung den Schluss ziehen darf, dass er nicht mehr in Anspruch genommen
werden soll. Diese Voraussetzung lag hier nicht vor. Es fehlte an einem Verhalten der ZfA, aus
dem X bei objektiver Beurteilung den Schluss ziehen durfte, dass sie die zu Unrecht ausgezahlten
Zulagen behalten duirfte.

Dieses ergab sich auch nicht daraus, dass die ZfA Gber mehrere Jahre hinweg ohne Prifung der
Berechtigung eine Auszahlung der Zulagen zugunsten der X vornahm. Vielmehr entsprach der
Verfahrensablauf der gesetzlichen Ausgestaltung des Zulageverfahrens. Der automatisierte Daten-
abgleich konnte eine Rlckforderung der bereits ausgezahlten Zulage vom Anbieter zur Folge ha-
ben, sodass X hier keinen besonderen Vertrauenstatbestand ableiten konnte.

Privatnutzung mehrerer Dienstwagen: 1 %-Regelung wird mehrfach
angewendet

Uberlasst der Arbeitgeber Mitarbeitern mehr als ein Kfz auch zur privaten Nutzung, ist die 1 %-Re-
gelung auch mehrfach anzusetzen. Der Bundesfinanzhof bestatigt damit seine bisherige Recht-
sprechung.

Hintergrund

Der Bundesfinanzhof entschied bereits im Jahr 2013, dass in Fallen, in denen Arbeithehmer ar-
beitsvertraglich mehr als ein Fahrzeug unentgeltlich oder verbilligt privat nutzen durfen, der in der
Uberlassung der Fahrzeuge zur privaten Nutzung liegende geldwerte Vorteil fiir jedes Fahrzeug
nach der 1 %-Regelung zu berechnen ist.

In dem damaligen Urteilsfall wurde bei einer GmbH festgestellt, dass sie ihrem Gesellschafter-Ge-
schaftsfihrer 2 Kfz zur uneingeschrankten Nutzung Uberlassen hatte. Dabei handelte es sich um
eine Limousine und einen Gelandewagen (SUV). Der Priifer erfasste wegen der unterschiedlichen
Nutzungseigenschaften die Nutzung beider Fahrzeuge als Sachbezug nach der 1 %-Regelung.
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Entscheidung

In einem aktuellen Streitfall wies der Bundesfinanzhof die Nichtzulassungsbeschwerde des Kla-
gers als unbegriindet zurtick. Denn die Rechtsfrage war durch die Rechtsprechung bereits geklart.

Der Wortlaut der gesetzlichen Vorschriften zur 1 %-Regelung bot keinen Anhalt fir die Annahme,
dass in Fallen, in denen der Arbeitnehmer arbeitsvertraglich mehr als ein Fahrzeug unentgeltlich
oder verbilligt privat nutzen darf, die 1 %-Regelung nur fir ein Fahrzeug gelten soll. Es bestand
auch kein Grund, die Vorschrift einschrankend auszulegen: Denn werden dem Arbeitnehmer ar-
beitsvertraglich 2 Fahrzeuge zur privaten Nutzung uberlassen, wird ihm auch ein doppelter Nut-
zungsvorteil zugewandt.

Deshalb findet fir jedes dem Arbeitnehmer arbeitsvertraglich auch zur Privatnutzung tberlassene
Fahrzeug die 1 %-Regelung Anwendung, es sei denn, dass der Nutzungsvorteil nach der Fahrten-
buchmethode ermittelt wird.

Warum Sie bei einem privaten Telefonat auf einer Dienstreise bes-
ser nicht sturzen

Ein Arbeitsunfall wird anerkannt, wenn die Tatigkeit zum Unfallzeitpunkt in einer rechtlich bedeut-
samen Beziehung zur betrieblichen Tatigkeit steht. Bei einer Arbeithehmerin, die sich auf einer
Dienstreise befindet und fir einen anschlieRenden Urlaub ein Taxi bestellen will, liegt diese Vor-
aussetzung nicht vor.

Hintergrund

Die Klagerin befand sich auf einem dienstlichen Kongress. Im Anschluss daran wollte sie Urlaub
machen. Um ihren Mietwagen abzuholen, wollte sie ein Taxi zum Flughafen bestellen. Auf dem
Weg zum Telefon stirzte die Klagerin jedoch so ungliicklich, dass sie eine Oberschenkelfraktur er-
litt.

Die Berufsgenossenschaft lehnte die Anerkennung eines Arbeitsunfalls ab. lhrer Meinung nach
handelte es sich um eine rein private und eigenwirtschaftliche Tatigkeit der Klagerin. Die Klagerin
argumentierte, dass die Bestellung eines Taxis zum Flughafen mit der Dienstreise in einem we-
sentlichen Zusammenhang stand und damit unter den Unfallversicherungsschutz fiel.

Entscheidung

Sozialgericht und Landessozialgericht waren sich einig und entschieden, dass kein Arbeitsunfall
vorlag. Zwar sind Arbeitnehmer auch wahrend einer Dienstreise unfallversichert. Jedoch muss die
Tatigkeit zum Unfallzeitpunkt eine rechtlich bedeutsame Beziehung zu der betrieblichen Tatigkeit
aufweisen.

Die Klagerin bestellte jedoch im vorliegenden Fall das Taxi nicht, um den Weg zu ihrem Wohnort
anzutreten. Vielmehr wollte sie das Taxi zum Flughafen nehmen, um dort ihren Leihwagen fir
ihren privaten Urlaub abzuholen. Damit war der Gang zum Telefon privat veranlasst. Hinzu kam,
dass zum Zeitpunkt des Sturzes der Kongress und ihr letztes dienstliches Gesprach bereits seit 20
Stunden beendet waren.

Warum die Entschadigung fur eine Grundstiicksenteignung kein
privates VerauBlerungsgeschaft ist

Findet der Verlust des Eigentums am Grundstiick ohne malfgeblichen Einfluss des Steuerpflichti-
gen statt, liegt kein privates VerauRerungsgeschaft vor. Eine Enteignung innerhalb des 10-Jahres-
Zeitraums ab der Anschaffung ist deshalb nicht steuerpflichtig.
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Hintergrund

X war seit Anfang der 1990er Jahre halftiger Miteigentiimer an einem unbebauten Grundstiick. Im
Jahr 2005 erwarb er die andere Halfte dazu. 2008 flihrte die Stadt ein Bodensondierungsverfahren
durch. Fir das Grundstlick erliel3 sie einen Sondierungsbescheid nach dem Bodensondierungsge-
setz, mit dem das Eigentum an dem Grundstuck auf die Stadt Uberging. X erhielt eine Entschadi-
gung von 600.000 EUR fir das gesamte Grundstulck.

Das Finanzamt war der Ansicht, dass die Enteignung des 2005 erworbenen Miteigentumsanteils in
2008, da sie innerhalb des 10-Jahres-Zeitraums ab dem Erwerb erfolgte, ein privates Veraulle-
rungsgeschaft darstellte, das zu einem steuerpflichtigen Verauflierungsgewinn fiihrte. Dementspre-
chend setzte das Finanzamt fur die Jahre, in denen die Entschadigungszahlungen zuflossen, ei-
nen Verauflierungsgewinn an (2009: 175.000 EUR, 2012: 43.000 EUR).

Die Klage des X vor dem Finanzgericht hatte Erfolg. Dieses entschied, dass hier kein privates Ver-
aullerungsgeschaft vorlag, da der Eigentumsiibergang nicht auf dem Willen des Steuerpflichtigen
beruhte, sondern auf einem staatlichen Hoheitsakt.

Entscheidung

Der Bundesfinanzhof urteilte, dass eine Enteignung keine VeraufRerung darstellt, und bestatigte
damit das Finanzgerichtsurteil. Anschaffung und Verauflierung missen wesentlich vom Willen des
Steuerpflichtigen abhangen. Bei einer Enteignung oder Umlegung erfolgt der Eigentumswechsel
jedoch ohne malfigeblichen Einfluss des Steuerpflichtigen.

Dieses Auslegungsergebnis folgt bereits aus dem Wortlaut des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG. Ein
Veraulerungs"geschaft" ist ein von einem schuldrechtlichen, dem rechtsgeschaftlichen Willen des
Steuerpflichtigen unterworfener Vertrag. Ein solcher liegt im Fall einer Enteignung — d. h. der Ent-
ziehung von Eigentum durch staatlichen Hoheitsakt — nicht vor. Vielmehr flhrt die Enteignung zu
einem Eigentumsubergang gegen oder ohne den Willen des Eigentimers. Eine zwangsweise vor-
genommene "Anschaffung" und "VerauflRerung" reichen nicht aus, um eine wirtschaftliche Betati-
gung anzunehmen.

Im vorliegenden Fall lag deshalb kein privates VerauRerungsgeschéaft vor, sodass X auch keinen
etwaigen "Veraulerungs"gewinn versteuern musste.

Nachlass haftet nicht automatisch vorrangig fur Erbschaftsteuer-
schulden

Fur Erbschaftsteuer, die der Erbe als Gesamtrechtsnachfolger schuldet, ist eine Beschrankung der
Erbenhaftung ausgeschlossen. Es besteht keine Beschrankung der Vollstreckung auf den Nach-
lass.

Hintergrund

Erblasserin E verstarb 2015 und wurde von ihrer Tochter T und deren Bruder B zu je 1/2 beerbt.
Zum Nachlass gehoérten Grundbesitz, GmbH-Anteile sowie Bankguthaben. Das Finanzamt setzte
gegen T Erbschaftsteuer i. H. v. 23 Mio. EUR fest. Die Vollziehung in H6he von 18 Mio. EUR wurde
ausgesetzt, sodass noch 5,5 Mio. EUR zu zahlen waren. T beantragte, wegen dieser Erbschafts-
teuer die Forderungen aus dem auf den Namen der E bei der D-Bank gefiihrten Konto, das ein
Guthaben von 7 Mio. EUR aufwies, zu pfanden. B lehnte eine Auseinandersetzung des Nachlas-
ses ab.

Das Finanzamt pfandete 2016 Forderungen der T i. H. v. 130.000 EUR aus 4 Bankverbindungen
und ordnete die Einziehung an. T hatte gegen die Pfandungen erfolglos Einspruch eingelegt. 2017
erliel® das Finanzamt Haftungsbescheide gegentber T und B, mit denen es beide zur Entrichtung
der noch geschuldeten Erbschaftsteuer von 5,5 Mio. EUR zuzlglich Sdumniszuschlage aus dem
Nachlass aufforderte. Daraufhin wurden insgesamt 5.660.000 EUR an das Finanzamt gezahlt.

-4-



J.RUDER Steuerberatungsgesellschaft mbH — INFO November 2019

Mit ihrer Klage begehrte T die Feststellung, dass die Pfandungen rechtswidrig waren. lhrer Ansicht
nach hatte das Finanzamt vorrangig den Nachlass in Anspruch nehmen mussen. Das Finanzge-
richt wies die Klage ab, da es keine Verpflichtung, zunachst von der Méglichkeit einer Inanspruch-
nahme des Nachlasses Gebrauch zu machen, erkennen konnte.

Entscheidung

Der Bundesfinanzhof stellte fest, dass das Finanzamt Uber die Art der Vollstreckungsmafinahmen
nach pflichtgemalRem Ermessen entscheiden kann und es die Grenzen dieses Ermessens im vor-
liegenden Fall nicht Gberschritten hat. Nach § 20 Abs. 3 ErbStG haftet der Nachlass bis zur Ausein-
andersetzung fir die Steuer der am Erbfall Beteiligten. Das bedeutet, dass die Erben bis zur voll-
standigen Erbauseinandersetzung die Vollstreckung in den Nachlass wegen Ansprichen aus dem
Erbschaftsteuer-Schuldverhaltnis eines Erben dulden mussen. Der Vorschrift Iasst sich jedoch kei-
ne Reihenfolge der Vollstreckung und auch keine Verpflichtung des Finanzamts entnehmen, um-
fangreiche Ermittlungen zum Bestand des Nachlasses und zum eigenen Vermdgen des Erben an-
zustellen.

Allerdings darf ein Haftungsschuldner nur in Anspruch genommen werden, soweit die Vollstre-
ckung in das bewegliche Vermdgen des Steuerschuldners ohne Erfolg geblieben oder anzuneh-
men ist, dass die Vollstreckung aussichtslos sein wirde. Die Inanspruchnahme des Steuerschuld-
ners und nicht des Haftungsschuldners ist jedoch grundsatzlich auch dann ermessensfehlerfrei,
wenn neben diesem ein Haftungsschuldner fir die Steuerschuld einzustehen hat. T hatte als Steu-
erschuldnerin somit kein subjektives Recht auf ermessensfehlerfreie Auswahlentscheidung dar-
Uber, ob nicht an ihrer Stelle der Nachlass als Haftungsschuldner in Anspruch zu nehmen war.

Auch aus der Haftungsbeschrankung nach § 2059 Abs. 1 BGB konnte T keine Beschrankung der
Vollstreckung zu ihren Gunsten herleiten. Dem Erben steht jedoch die Einrede in Ansehung des
seinem Erbteil entsprechenden Teils der Verbindlichkeit nicht zu, wenn er fiir eine Nachlassver-
bindlichkeit unbeschrankt haftet. Das war vorliegend gegeben, weil T als Erbin allein und unbe-
schrankt die Erbschaftsteuer schuldet.

Die Kontenpfandungen waren als Vollstreckungsmalinahmen geeignet, weil T nach den Erkennt-
nissen des Finanzamts Uber Forderungen gegen Drittschuldner (Banken) verfligte und die Mal3-
nahme deshalb nicht aussichtslos war. Die Malnahmen waren auch erforderlich, um die ausste-
henden Erbschaftsteuer-Schulden — wenn auch nicht in vollem Umfang — zu tilgen. Ein milderes
Mittel war nicht erkennbar. Insbesondere konnte das Finanzamt nicht darauf verwiesen werden,
zuerst gegen den Nachlass als Haftungsschuldner vollstrecken zu missen.

Mehraktige Berufsausbhildung: Wann ist die Erstaushildung abge-
schlossen?

Ob ein volljahriges Kind wahrend einer Berufsausbildung berlcksichtigt werden kann, hangt vom
angestrebten Berufsziel des Kindes ab. Der Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung muss
also nicht bereits mit dem ersten berufsqualifizierenden Abschluss erfiillt sein.

Hintergrund

Der Sohn des Klagers absolvierte nach dem Abitur von August 2011 bis Januar 2014 eine Ausbil-
dung zum Bankkaufmann. Nach dem Ausbildungsabschluss beschéftigte die Bank den Sohn des
Klagers im Rahmen einer Vollzeittatigkeit weiter. Seit dem 1.5.2014 war er an der Hochschule im-
matrikuliert und absolviert dort ein Bachelor Studium im Fachbereich "Management und Finance".
Die Familienkasse gewahrte ab Februar 2014 kein Kindergeld mehr, da der Sohn des Klagers be-
reits eine Berufsausbildung abgeschlossen hatte.

Der Klager ist der Ansicht, dass der Abschluss des Studiums Voraussetzung fir das von dem Sohn
angestrebte Berufsziel war. Die Bewerbung um einen Studienplatz erfolgte direkt nach Ende der



J.RUDER Steuerberatungsgesellschaft mbH — INFO November 2019

Ausbildung. Die Familienkasse meinte, dass keine einheitliche Erstausbildung vorlag.

Entscheidung

Das Finanzgericht kam zu dem Ergebnis, dass fiir den Sohn des Klagers Anspruch auf Kindergeld
bestand, da bei Beginn des Studiums noch keine erstmalige Berufsausbildung abgeschlossen war.
Das Bachelorstudium stellte einen Teil der Erstausbildung dar. Deshalb war die Erwerbstatigkeit
nicht schadlich fiir den Kindergeldanspruch.

Es kam auf das angestrebte Berufsziel des Kindes an. Der gesetzliche Tatbestand "Abschluss ei-
ner erstmaligen Berufsausbildung" musste nicht bereits mit dem ersten (objektiv) berufsqualifizie-
renden Abschluss erfullt sein. Der von der Rechtsprechung des BFH geforderte enge zeitliche Zu-
sammenhang zwischen der Ausbildung als Bankkaufmann und dem Bachelorstudium an der Hoch-
schule war im vorliegenden Fall gegeben. Denn der Sohn des Klagers schrieb sich nach Beendi-
gung seiner Bankausbildung zum friihestméglichen Zeitpunkt an der Hochschule ein.

Grenzgangereigenschaft: Entfernung zwischen Wohn- und Arbeits-
ort ist mitentscheidend

Nur wenn die Voraussetzungen eines Grenzgangers erfullt sind, wird nach dem DBA-Schweiz ge-
pruft, ob die Nichtriickkehr zum Wegfall der Grenzgangereigenschaft flhrt. Eine Rolle spielt hier
auch, ob die Ruckreise zur Wohnung zumutbar ist.

Hintergrund

Der Klager wohnte im Jahr 2014 in Deutschland. In der Schweiz Ubte er als Arzt eine Vertretungs-
tatigkeit aus. Er beantragte die Besteuerung in der Schweiz und die Freistellung unter Progressi-
onsvorbehalt in Deutschland, da er seiner Meinung nach kein Grenzganger war. Eine tagliche
Heimfahrt war aufgrund der Entfernung von mehr als 200 km vom Tatigkeitsort zum Wohnort und
der 24-Stunden-Dienste wahrend der Arbeitseinsatze nicht moglich gewesen. Das Finanzamt da-
gegen argumentierte, dass bei mehrtagigen Schichttatigkeiten als Nichtrickkehrtage nur diejeni-
gen Tage zahlten, an denen der Arbeitnehmer im Anschluss an die Tatigkeit nicht an seinen Wohn-
ort zurlckkehrt.

Entscheidung

Der Klager hatte mit seiner Klage vor dem Finanzgericht Erfolg. Zur Begriindung flhrten die Rich-
ter aus: Die Zumutbarkeit der Rickreise ist zu verneinen, wenn die Stral3enentfernung mehr als
110 km betragt oder wenn die fir die einfache Wegstrecke von der Arbeitsstatte zum Wohnort be-
notigte Zeit mit dem Transportmittel 1 1/2 Stunden Ubersteigt. Dies lag hier vor, da die Entfernung
207 km betrug und eine einfache Strecke 3 Stunden dauerte. Damit hatte der Klager keinen
Grenzgangerstatus i. S. v. Art. 15a DBA-Schweiz. Es kam daher nicht mehr darauf an, ob die An-
nahme einer regelmafligen Rickkehr nicht dadurch ausgeschlossen wird, dass sich die Arbeits-
ausubung berufsbedingt Gber mehrere Tage erstreckt. Denn aus Art. 15a DBA-Schweiz folgt, dass
erst die Voraussetzungen eines Grenzgangers erflllt sein mussten. Nur in diesem Fall ware weiter
zu prufen, ob die Nichtrickkehr zum Wegfall der Grenzgangereigenschaft fuhrte.

Wo liegt die erste Tatigkeitsstatte eines Mullwerkers?

Fur einen Mullwerker stellt der Betriebshof die erste Tatigkeitsstatte dar, wenn er dort u. a. Anwei-
sungen fiir den taglichen Arbeitseinsatz erhalt und das Millfahrzeug abholt. Verpflegungsmehrauf-
wendungen konnen nur in Anspruch genommen werden, wenn der Mullwerker mehr als 8 Stunden
vom Wohnort und dieser ersten Tatigkeitsstatte abwesend ist.
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Hintergrund

Der Klager war seit dem 1.12.2015 als Millwerker tatig und seit diesem Zeitpunkt im Betriebshof
des Arbeitgebers eingesetzt. Er fuhr arbeitstaglich als einer von 2 Laufern neben dem Kraftfahrer
auf dem Lkw mit, der die Miilltonnen der Kunden entleerte. Nach Weisung des Arbeitgebers muss-
te er morgens immer zum Betriebshof des Arbeitsgebers kommen, um sich nach dem Umkleiden
zunachst die Ansage der Einsatzleitung anzuhoéren, in den sog. Tourenraum zu gehen, sich das
Tourenbuch sowie die Fahrzeugpapiere und die Fahrzeugschlissel abzuholen, das Millfahrzeug
aufzusuchen und mit 2 anderen Kollegen die Beleuchtung des Fahrzeugs zu kontrollieren.

Das Finanzamt sah den Betriebshof des Arbeitgebers als erste Tatigkeitsstatte des Klagers an und
versagte den Abzug von Verpflegungsmehraufwendungen. Dagegen wandte sich der Klager mit
seiner Klage.

Entscheidung

Das Finanzgericht entschied, dass der Betriebshof die erste Tatigkeitsstatte des Klagers war. Der
Arbeitgeber legte diese erste Tatigkeitsstatte fest und ordnete den Klager dem Betriebshof zu. Au-
Rerdem war der Klager dort in hinreichendem Malde tatsachlich tatig.

Die auf dem Betriebshof ausgefiihrten Tatigkeiten wiesen einen erganzenden bzw. vorbereitenden
Charakter in Bezug auf die taglichen Fahrten mit dem Millfahrzeug auf. Sie erschépften sich nicht
in rein organisatorischen Erledigungen wie etwa der Abgabe von Stunden- oder Krankenzetteln.
Da der Klager also Uber eine erste Tatigkeitsstatte verflgte, war diese maf3geblich fur die Ermitt-
lung und den Abzug von Verpflegungsmehraufwendungen. Deren Abzug war im vorliegenden Fall
ausgeschlossen, da der Steuerpflichtige an den jeweiligen Arbeitstagen nicht mehr als 8 Stunden
ununterbrochen von der Wohnung und der ersten Tatigkeitsstatte abwesend war.

Baume und ihre Hinterlassenschaften: Wann muss gefallt werden?

Baume auf dem Nachbargrundstiick missen wegen Laubfall, Pollenflug und anderer natirlicher
Immissionen nicht gefallt werden. Voraussetzung ist, dass die Badume den landesrechtlichen
Grenzabstand einhalten.

Hintergrund

Der Eigentimer eines Grundstlicks verlangt vom Eigentimer des Nachbargrundstiicks die Fallung
von 3 Birken. Diese waren ca. 18 Meter hoch und gesund und standen in einem Abstand von min-
destens 2 Metern von der Grundstiicksgrenze entfernt. Als Grund nannte der Grundstiickseigenti-
mer die von diesen Baumen ausgehenden Immissionen wie Pollenflug, Herausfallen der Samen
und Fruchte, Herabfallen der leeren Zapfen sowie der Blatter und Birkenreiser. Hilfsweise verlang-
te er fUr die Monate Juni bis November eines jeden Jahres eine monatliche Entschadigung von je-
weils 230 EUR.

Entscheidung

Der Bundesgerichtshof erteilte dem Begehren des Klagers eine klare Absage und entschied, dass
der Nachbar weder seine Baume fallen noch eine monatliche Entschadigung zahlen musste.

Fir einen Beseitigungsanspruch musste der Nachbar, auf dessen Grundstlck die Birken standen,
Storeri. S. d. § 1004 Abs. 1 BGB sein. Daflir geniigte aber nicht bereits das Eigentum an dem
Grundsttick, von dem die Einwirkung ausgeht. Bei Stérungen, die durch Naturereignisse ausgeldst
werden, kommt es darauf an, ob sich die Nutzung des Grundstiicks, von dem die Beeintrachtigun-
gen ausgehen, im Rahmen ordnungsgemaler Bewirtschaftung halt.

Davon ist auszugehen, wenn die fiir die Anpflanzung bestehenden landesrechtlichen Abstandsre-
gelungen eingehalten sind. Das war vorliegend der Fall, denn laut der einschlagigen Vorschrift galt
fur Birken innerorts ein Grenzabstand von mindestens 2 Metern.
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Wenn es trotz Einhaltung der Abstandsgrenzen zu natirlichen Immissionen auf dem benachbarten
Grundstick kommt, ist der Eigentimer des Grundstiicks, auf dem die Bdume stehen, hierfur regel-
mafig nicht verantwortlich. Deshalb bestand auch kein Anspruch auf Zahlung einer monatlichen
Entschadigung.

Offentlicher Dienst: SchlieBtage ja, Zwangsurlaub nein

Eine Behorde darf Schlieldtage einfuhren. Sie darf ihre Beamten aber nicht dazu verpflichten, an
diesen Tagen Urlaub zu nehmen.

Hintergrund

Ein brandenburgisches Ministerium entschied, am 30.4., 11.5. sowie 27. und 28.12.2018 zu schlie-
Ren. Flr den Arbeitszeitausgleich sollten antragslose Urlaubstage von den Urlaubskonten der Be-
schaftigten abgebucht werden. Ein Tausch dieser Urlaubstage mit entsprechenden (Gleit-)Zeitgut-
haben war auf Antrag moglich. Dagegen wandte sich einer der Beamten mit seiner Klage.

Entscheidung

Das Verwaltungsgericht entschied, dass die 4 flir das Jahr 2018 abgebuchten Urlaubstage wieder
auf dem Urlaubskonto des Klagers gutgeschrieben werden missen.

Zwar war der Dienstherr im Rahmen seines allgemeinen Organisationsrechts grundsatzlich zu der
Anordnung befugt, Dienststellen an bestimmten Tagen zu schlieRen und dadurch auf die Dienst-
leistung seiner Beschaftigten zu verzichten. Hinsichtlich der dienstrechtlichen Konsequenzen der
getroffenen Organisationsentscheidung musste jedoch das geltende Recht beachtet werden. Und
nach den flr das Urlaubsrecht einschlagigen Bestimmungen konnte den Beamten Urlaub nicht
ohne ihr Einverstandnis aufgezwungen werden.

Freistellungsphase bei Altersteilzeit: Kein Urlaubsanspruch

Arbeitnehmer in Altersteilzeit erwerben in der Phase ihrer Freistellung keinen Urlaubsanspruch.
Mangels Arbeitspflicht steht diesen kein gesetzlicher Anspruch auf Erholungsurlaub zu.

Hintergrund

Der zuvor in Vollzeit beschaftigte Klager vereinbarte mit seinem Arbeitgeber Altersteilzeit nach dem
Blockmodell. Hierzu verpflichtete er sich in der Zeit von Anfang Dezember 2014 bis Ende Marz
2016, seine Arbeitsleistung weiterhin mit der Gblichen Stundenanzahl zu erbringen. Daran an-
schlielRend vereinbarten die Parteien eine Freistellung bis Ende Juli 2017. Fir die Dauer der ge-
samten Altersteilzeit war eine auf Grundlage der reduzierten Arbeitszeit berechnete Vergiitung ver-
einbart. Der Arbeitgeber gewahrte zusatzlich Aufstockungsbetrage.

Dem Klager standen aufgrund seines Arbeitsvertrags jahrlich 30 Arbeitstage Urlaub zu. Fur das
Jahr 2016 gewahrte der Arbeitgeber ihm 8 Tage Erholungsurlaub. Der Klager war dagegen der
Auffassung, dass ihm fur die gesamte Phase der Freistellung in der Altersteilzeit insgesamt 52 Ur-
laubstage zustanden. Mit seiner Klage verlangte er die Auszahlung des Urlaubsanspruchs.

Entscheidung

Das Bundesarbeitsgericht wies die Klage ab. Der Klager hatte nach dem Ende seines Altersteilzeit-
arbeitsverhaltnisses im Blockmodell keinen Anspruch auf Urlaubsabgeltung fir die sog. Freistel-
lungsphase.

Nach dem Bundesurlaubsgesetz belauft sich der Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub bei einer
gleichmaRigen Verteilung der Arbeit auf 6 Tage in der Woche auf 24 Werktage. In Fallen, in denen
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die Arbeitszeit eines Arbeitnehmers auf weniger oder mehr als 6 Arbeitstage in der Woche verteilt
ist, muss die Berechnung der Urlaubstage unter BerlUcksichtigung des fur das Urlaubsjahr maf3-
geblichen Arbeitsrhythmus erfolgen.

Dementsprechend kann bei einem Arbeitnehmer, der sich in der Freistellungsphase eines Alters-
teilzeitarbeitsverhaltnisses befindet und im gesamten Kalenderjahr von der Arbeitspflicht entbun-
den ist, die Freistellungsphase nur mit "null" Arbeitstagen in Ansatz gebracht werden. Mangels Ar-
beitspflicht stand deshalb dem Klager kein gesetzlicher Anspruch auf Erholungsurlaub zu.

Bei einem Wechsel von der Arbeits- in die Freistellungsphase im Verlauf eines Kalenderjahres
muss der Urlaubsanspruch nach Zeitabschnitten entsprechend der Anzahl der Tage mit Arbeits-
pflicht berechnet werden.

Wie werden Stiuckzinsen im Rahmen der Abgeltungsteuer
besteuert?

Stiickzinsen sind Teil des Gewinns aus der VerauRerung sonstiger Kapitalforderungen. Sie sind
auch dann zu besteuern, wenn die Forderung vor der Einfihrung der Abgeltungsteuer erworben
wurde.

Hintergrund

Die A-GbR vereinnahmte im Jahr 2009 bei der Verauferung einer Kapitalforderung, die sie vor
dem 1.1.2009 erworben hatte, offen ausgewiesene Stlckzinsen in Hohe von rund 9.000 EUR. Das
Finanzamt wies die Stlickzinsen als Gewinn aus der Verauf3erung von Kapitalanlagen aus. Die
GbR war dagegen der Meinung, dass die Stlickzinsen aufgrund einer Ubergangsregelung im Rah-
men der Einfihrung der Abgeltungsteuer nicht steuerbar waren. Das Finanzgericht wies die Klage
ab.

Entscheidung

Auch die Revision vor dem Bundesfinanzhof blieb ohne Erfolg. Stlickzinsen sind das vom Erwer-
ber an den Veraulierer der Kapitalforderung gezahlte Entgelt fur die auf den Zeitraum bis zur Ver-
aullerung entfallenden Zinsen des laufenden Zinszahlungszeitraums. Sie sind als Teil des Ge-
winns aus der VerduRerung sonstiger Kapitalforderungen steuerbar. Die Regelung ist auf alle nach
dem 31.12.2008 zugeflossenen Kapitalertrage aus der VeraulRerung sonstiger Kapitalforderungen
anwendbar — und damit auch auf die im vorliegenden Fall im Jahr 2009 zugeflossenen Kapitaler-
trage der GbR.

Nach der einschlagigen Ubergangsvorschrift erfolgt die Besteuerung der Stlickzinsen auch dann,
wenn die veraulerte Forderung vor dem 1.1.2009 erworben wurde. Demzufolge unterliegen alle

nach dem 31.12.2008 zuflieRenden Stlickzinsen der Besteuerung, und zwar unabhangig davon,

wann die Kapitalforderung erworben wurde.

Entgegen der mit der Revision vorgetragenen Auffassung der GbR war die Ubergangsregelung
nicht dahingehend zu verstehen, dass Stiickzinsen bei der Verauf3erung von Forderungen, die vor
dem 1.1.2009 angeschafft wurden, nicht zu besteuern sind. Die Regelung bezog sich lediglich auf
den Ausschluss der Besteuerung bei der Verdufierung von Forderungen, die vor dem 1.1.2009 er-
worben wurden, und stellte sicher, dass "bislang steuerfreie Kursgewinne" aus vor dem 1.1.2009
erworbenen Kapitalforderungen auch weiterhin steuerfrei blieben. Diese Einschrankung galt jedoch
nicht fur Stlickzinsen, die sowohl vor als auch nach der Einfiihrung der Abgeltungsteuer steuer-
pflichtig waren. Offen ausgewiesene Stlickzinsen waren vor und nach der Einfihrung der Abgel-
tungsteuer steuerpflichtige Kapitaleinkiinfte. Die bloRe Anderung der Rechtsgrundlage fiir die Be-
steuerung offen ausgewiesener Stuckzinsen konnte kein Vertrauen darauf begrinden, dass Stlck-
zinsen nicht besteuert werden.
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Unternehmer und Freiberufler

Betriebsrat: Widerspruch ja, Blockade nein

Wenn sich ein Betriebsrat allen Vorschlagen zu einer Einigung mit dem Arbeitgeber verweigert und
sich jeglichen Bemiihungen zu einer Lésungsfindung verschliel3t, Gberschreitet er damit die Gren-
ze zur unzuldssigen Rechtsausubung. Mit einer solchen Blockade liegt ein grob betriebsverfas-
sungswidriges Verhalten vor.

Hintergrund

Die Beklagte betrieb ein Krankenhaus. Das Personal teilte sie monatlich neu in Dienstplanen ein.
Die Aufstellung der Dienstplane bedarf der Zustimmung des Betriebsrats. Seit Marz 2015 lehnte
das Gremium jedoch bestimmte Teile der Dienstplane mit der pauschalen Begriindung ab, dass
die Dienstplane gesetzes- und tarifwidrig waren. Der Betriebsrat lehnte Vorschlage zur Einigung ab
und verweigerte sich der Bildung einer einvernehmlichen Einigungsstelle.

Nachdem die Einigungsstelle gerichtlich eingesetzt worden war, zeigte der Betriebsrat wiederholt
und Uber mehrere Monate keinerlei Bereitschaft zur Zusammenarbeit bzw. Lésungsfindung.

Schlielich gab die Beklagte die Dienstplane trotz fehlender Einigung bekannt. Der Betriebsrat
beantragte daraufhin gerichtlich die Unterlassung der Aufstellung der Dienstplane.

Entscheidung

Die Vorinstanzen gaben dem Betriebsrat zwar Recht, das Bundesarbeitsgericht jedoch wies den
Antrag ab. Obwonhl die Arbeitgeberin das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrates durch die monat-
liche Aufstellung der Dienstplane wiederholt verletzte, war das Verhalten des Betriebsrats treuwid-
rig, sodass der Geltendmachung des Unterlassungsanspruchs der Einwand der unzulassigen
Rechtsausubung entgegenstand. Seine Rechtsposition hatte der Betriebsrat nur durch ein grob be-
triebsverfassungswidriges Verhalten erlangt. Er versuchte weder, in einen innerbetrieblichen Dialog
zu treten, noch bemuhte er sich um eine Konfliktldsung durch die Einigungsstelle. SchlieRlich
stltzte er seine Blockadehaltung auf lediglich pauschale Behauptungen. Dadurch war es der Be-
klagten nicht mdglich, die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates zu wahren. Diese gegen Treu
und Glauben verstoliende Austibung einer formalen Rechtsstellung war missbrauchlich und daher
unzulassig.

Wann gilt ein Gestattungsentgelt fur naturschutzrechtliche Kom-
pensationsmaflnahmen als zugeflossen?

Ein Entgelt, das fir die Uberlassung von Grundstlicken zur Durchfiihrung naturschutzrechtlicher
AusgleichsmalRnahmen vorausgezahlt wird, darf auf den geschatzten Vorauszahlungszeitraum
verteilt werden. Voraussetzung ist, dass Nutzungsuberlassungs- und Vorauszahlungszeitraum
mehr als 5 Jahre betragen.

Hintergrund

X unterhielt einen land- und forstwirtschaftlichen Verpachtungsbetrieb. Die verpachteten Grundst-
cke befanden sich in der Nahe eines geplanten Kraftwerks. Der Bebauungsplan enthielt Vorgaben
u. a. fur AusgleichsmafRnahmen fur die Beeintrachtigung von Natur und Landschaft nach dem Bun-
desnaturschutzgesetzes. Vor diesem Hintergrund schloss X mit der von der Kraftwerke-GmbH
beauftragten S einen Gestattungsvertrag, in dem X der S auf einem Teil seiner betrieblichen Fla-
chen die Umsetzung von KompensationsmalRnahmen gestattete. Dafir erhielt S ein einmaliges
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Gestattungsentgelt von 600.000 EUR.

Das Finanzamt erfasste die Ausgleichszahlung mit dem Zufluss im Wirtschaftsjahr in voller Hohe
als Betriebseinnahmen. X machte dagegen eine Verteilung auf 25 Jahre geltend. Dem folgte das
Finanzgericht und gab der Klage statt.

Entscheidung

Der Bundesfinanzhof schloss sich der Auffassung des Finanzgerichts an und entschied, dass X
das Gestattungsentgelt auf 25 Jahre gleichmaRig verteilen konnte. Als Ausnahme vom Zuflussprin-
zip kénnen Einnahmen fir eine Nutzungstiberlassung von mehr als 5 Jahren auf den Zeitraum ver-
teilt werden, fir den die Vorauszahlung geleistet wird. Im vorliegenden Fall lag eine Nutzungsiber-
lassung vor, denn der Schwerpunkt der Vereinbarung lag in der Nutzungsuberlassung zur Durch-
fuhrung der Kompensationsmalinahmen.

Das Gestattungsentgelt wurde auch — wie gesetzlich vorgesehen — fir mehr als 5 Jahre im Voraus
geleistet. Nicht erforderlich war, dass die genaue Zeitdauer der Nutzungstiberlassung im Voraus-
zahlungszeitpunkt bereits fest vereinbart wurde. Es genlgte, dass der Vorauszahlungszeitraum
anhand objektiver Umstande feststellbar war und einen Nutzungsuberlassungszeitraum von mehr
als 5 Jahren umfasste, namlich den Zeitraum bis zum Abschluss des vollstdndigen Rickbaus des
Kraftwerks und der Rekultivierung der Vorhabensflache. Dieser Zeitraum war anhand der voraus-
sichtlichen Nutzungsdauer des Kraftwerks und der fur dessen Rickbau und die Rekultivierung be-
noétigten Zeitrdume zumindest im Wege sachgerechter Schatzung feststellbar.

Auch bei Aktienanleihen konnen Teilwertabschreibungen vorge-
nommen werden

Einkilinfte aus einer Aktienanleihe gehoéren nicht zu den (teilweise) steuerfreien Einnahmen. Sie un-
terliegen deshalb nicht dem Teilabzugsverbot, das fir diese Einnahmen gilt.

Hintergrund

Die Klagerin erwarb eine Aktienanleihe im Nennwert von 450.000 EUR zum Kurswert von 84 % (=
378.000 EUR). Als Basiswert diente eine Aktie, deren mafigeblicher Basiskurs am Bewertungs-
stichtag bei 20,53 EUR je Aktie lag.

Wahrend sich der Kurswert der Aktie zum Zeitpunkt des Anleihekaufs auf 20,89 EUR je Aktie be-
lief, fiel der Kurs in der Folgezeit. Am 31.5.2012 belief sich der Borsenschlusswert auf 12,10 EUR
je Aktie. Im Zeitpunkt der Endfalligkeit am 20.7.2012 betrug der Bérsenschlusswert nur noch 10,60
EUR je Aktie. Die Klagerin nahm zum 31.5.2012 eine Wertberichtigung auf Wertpapiere in Héhe
von 187.602,75 EUR (378.000 EUR abzlglich 190.397,25 EUR) vor. Die Emittentin der Anleihe lie-
ferte zum 20.7.2012 insgesamt 18.090 Aktien zum Kurswert von 10,525 EUR je Aktie an die Klage-
rin. Der Wert der Aktien belief sich auf insgesamt 190.397,25 EUR.

Das Finanzamt war der Ansicht, dass die Teilwertabschreibung dem Teilabzugsverbot unterfiel, so-
dass sich nur 60 % gewinnmindernd auswirken durften.

Entscheidung

Das Finanzgericht teilte die Meinung des Finanzamts nicht und entschied, dass die Teilwertab-
schreibung auf die Aktienanleihe zu Unrecht dem Teilabzugsverbot unterworfen worden war. Das
Finanzamt Uberdehnte nach Auffassung des Gerichts den Anwendungsbereich der gesetzlichen
Norm, indem es einen wirtschaftlichen Zusammenhang zwischen der Teilwertabschreibung und
mdglichen spateren Einnahmen aus der Aktie bejahte. Die Teilwertabschreibung war jedoch vor-
rangig durch voll steuerpflichtige Einnahmen veranlasst. Denn Einkinfte aus einer Aktienanleihe
unterfallen nicht der Regelung des § 3 Nr. 40 EStG.
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Tagesmutter: Sind Kosten des eigenen Hauses teilweise
Betriebsausgaben?

Nutzt eine selbststandige Tagesmutter fur ihre Tatigkeit das selbstgenutzte Wohnhaus, kann sie
die entsprechenden anteiligen Aufwendungen als Betriebsausgaben abziehen. Voraussetzung ist
allerdings, dass nach objektiven Kriterien bestimmt werden kann, in welchem Umfang die betriebli-
che Nutzung erfolgte.

Hintergrund

Die Klagerin betreute und verpflegte zu Hause als selbststandig tatige Tagesmutter 4 bis 5 Kinder
zu unterschiedlichen Zeiten. Sie und ihr Ehemann sind Eigentumer des Einfamilienhauses. Die
Klagerin machte Gebaudeaufwendungen (Renovierungskosten, Kosten flir eine neue Kiichenein-
richtung, Schuldzinsen fir den Hauskauf und Abschreibung fiir Abnutzung des Gebaudes) anteilig
neben der vom Finanzamt bereits berlcksichtigten Betriebsausgabenpauschale im Zusammen-
hang mit der freiberuflichen Tatigkeit als Tagesmutter als Betriebsausgaben geltend. Das Finanz-
amt lehnte dies ab. Seiner Ansicht nach waren nur die auf die ausschlielich betrieblich genutzten
Raume (Schlaf - und Spielzimmer) entfallenden Aufwendungen abzugsfahig. Diese konnten jedoch
nicht berlcksichtigt werden, da sie betragsmafig geringer waren als die bereits berticksichtigte
Pauschale.

Entscheidung

Das Finanzgericht wies die Klage ab und bestatigte im Ergebnis die ablehnende Entscheidung des
Finanzamts. Bei Aufwendungen, die sowohl die berufliche als auch die private Sphare betreffen,
kommt ein anteiliger steuermindernder Abzug grundsatzlich nur in Betracht, wenn die Aufteilung
anhand eines sachgerechten Aufteilungsmalistabs vorgenommen werden kann. Daran fehlte es je-
doch im vorliegenden Fall. Das Gebaude wurde abwechselnd betrieblich und privat genutzt, so-
dass auch eine flachenmafige Aufteilung unter Anwendung eines zeitlichen Mal3stabs nicht prakti-
kabel war. Daruber hinaus kam wegen des Ineinandergreifens privater und beruflicher Nutzung
weder eine Aufteilung nach Flachen- noch nach Zeitanteilen in Betracht.

Niedrigpreissegment Teil 1: Anforderungen an die Rechnung

Die bloRe Angabe einer Gattung in der Rechnung stellt keine handelsubliche Bezeichnung dar. Sie
genlgt deshalb nicht den Anforderungen an eine zutreffende Leistungsbeschreibung.

Hintergrund

Das Finanzamt versagte dem Klager den Vorsteuerabzug aus Eingangsrechnungen verschiedener
Lieferanten fur Textillieferungen. Die strittigen Rechnungen enthielten zur Bezeichnung des jeweili-
gen Liefergegenstandes allgemeine Angaben wie Blusen, Rock, Damenrock, Twinset, Hose und
ahnliches. Nach einer Priifung gelangte das Finanzamt zu der Uberzeugung, dass die Rechnun-
gen zum Teil weitere formelle Mangel enthielten, z. B. die fehlende Angabe eines Lieferdatums
oder Abweichungen in der Firmenanschrift bzw. die teilweise fehlende Ubereinstimmung von Rech-
nungsausstellern und tatsachlichen Lieferanten.

Entscheidung

Das Finanzgericht wies die Klage als unbegriindet ab und entschied, dass die Rechnungen keine
ausreichende Leistungsbeschreibung aufwiesen. Gemal den unionsrechtskonformen Anforderun-
gen an Rechnungen muss die eindeutige Identifizierung der Leistung mdglich sein. Danach genigt
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die Angabe einer bloRen Gattung nicht, auch wenn es sich um Waren im Niedrigpreissegment han-
delt. Die Angabe einer abstrakten Warenbezeichnung ist handelsunublich und begrindet zudem
die Gefahr der Doppelabrechnung.

Aus der bisherigen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs ergab sich aus Sicht des Finanzge-
richts nichts anderes. Der Bundesfinanzhof stellte klar, dass es fur den Vorsteuerabzug aus einer
Rechnung zur Identifizierung einer Leistung nicht ausreicht, wenn hochpreisige Uhren und Arm-
bander mit bloRen Gattungsbezeichnungen "Uhren" und "Armbander" abgerechnet werden. Dar-
aus folgt jedoch nicht, dass im Handel mit Waren im Niedrigpreissegment grundsatzlich geringere
Anforderungen an die Leistungsbeschreibung zu stellen sind und blof3e Gattungsbezeichnungen
ausreichen. AuRerdem fehlten im vorliegenden Fall sonstige Belege, sodass nicht festgestellt wer-
den konnte, welche Waren konkret geliefert wurden.

Niedrigpreissegment Teil 2: Anforderungen an die Rechnung

Die bloRe Angabe einer Gattung auf der Rechnung reicht auch beim Handeln mit Freizeitkleidung
im Niedrigpreissegment nicht aus. Vielmehr sind Angaben erforderlich, die eine Identifizierung der
Waren ermdéglichen.

Hintergrund

Das Finanzamt versagte dem Klager den Vorsteuerabzug aus der Lieferung von Textilien. Die
Rechnungen enthielten zur Bezeichnung des jeweiligen Liefergegenstands allgemeine Angaben
wie z. B. T-Shirt, Bluse, Tops, Kleid, Hosen. Teilweise wurden auch mehrfach dieselben Gegen-
stdnde bezeichnet und nur durch die Angabe einer unterschiedlichen Anzahl und eines unter-
schiedlichen Preises pro Stlick erganzt.

Das Finanzamt war der Ansicht, dass den Rechnungen kein tatsachlicher Leistungsaustausch zu-
grunde lag. Der Vorsteuerabzug scheiterte aber bereits an der nach dem Umsatzsteuergesetz er-
forderlichen ordnungsgemalen Leistungsbeschreibung. Die in den Rechnungen enthaltenen pau-
schalen Bezeichnungen reichten hierfiir nicht aus.

Entscheidung

Das Finanzgericht entschied, dass das Finanzamt den Vorsteuerabzug zu Recht versagte. Denn
die Rechnungen genigten mangels hinreichender Leistungsbeschreibung nicht den Anforderun-
gen des Umsatzsteuergesetzes. Fir den Bereich des Handels mit Kleidungssticken, speziell mit
Freizeitbekleidung im Niedrigpreissegment, entschied die bisherige finanzgerichtliche Rechtspre-
chung bereits, dass die blo3e Angabe einer Gattung (z. B. Hose, Bluse) insoweit nicht gentigt.

Notwendig ist vielmehr eine Beschaffenheitsbeschreibung, die die zu einer Identifizierung notwen-
digen und erforderlichen Merkmale enthalt. Eine solche weitergehende Beschreibung der Ware
kann z. B. Uber die Herstellerangaben bzw. die Angabe einer etwaigen Eigenmarke oder tUber Mo-
delltyp, Farbe und Gréfke sowie durch Bezugnahme auf eine Artikel- oder Chargennummer erfol-
gen. In Betracht kommt auch die Benennung von GroRle, Farbe, Material, ggf. Sommer- oder Win-
terware, Schnittform, z. B. langer oder kurzer Arm, lange oder kurze Hose, Jogginghose etc. Sol-
che Beschreibungen lagen jedoch im entschiedenen Fall nicht vor.

Backwaren ohne Belag und dazu Kaffee: Ist das ein Friuhstuck?

Unbelegte Backwaren und Hei3getranke, die der Arbeitgeber seinen Arbeithnehmern kostenlos zum
sofortigen Verzehr im Betrieb zur Verfligung stellt, sind kein Frihstick. Das Angebot ist also eine
nicht steuerbare Aufmerksamkeit und fiihrt nicht zu steuerpflichtigem Arbeitslohn.
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Hintergrund

Den Arbeitnehmern, und auch den Kunden und Gasten der Arbeitgeberin, standen den ganzen Tag
verschiedene unbelegte Backwaren und Automaten-Heil3getranke unentgeltlich zur Verfligung. Ei-
nen Belag fur die Backwaren stellte die Arbeitgeberin nicht bereit. Sie ging davon aus, dass die
Uberlassung der Backwaren und Getranke eine nicht steuerbare Aufmerksamkeit darstellte. Das
Finanzamt vertrat dagegen die Auffassung, dass es sich um ein Friuhstuck handelte, das mit den
amtlichen Sachbezugswerten versteuert werden muss. Dem widersprach das Finanzgericht und
entschied, dass es sich vorliegend zwar um einen Sachbezug handelte, der jedoch aufgrund der
Freigrenze von 44 EUR monatlich steuerfrei blieb.

Entscheidung

Der Bundesfinanzhof war ebenfalls der Ansicht, dass die trockenen Backwaren mit HeilRgetrank
kein Frihstick waren, sondern nicht steuerbare Aufmerksamkeiten. Die kostenlose Uberlassung
der Backwaren und Getranke stellte zwar fir die Arbeitnehmer einen Vorteil dar. Bei diesem han-
delte es sich jedoch nicht um Arbeitslohn, also nicht um die Gegenleistung fur die Zurverfligungs-
tellung der Arbeitskraft, sondern um Ausgaben des Arbeitgebers, die mit Aufwendungen zur Ausge-
staltung des Arbeitsplatzes und zur Schaffung glinstiger betrieblicher Arbeitsbedingungen ver-
gleichbar waren.

Auch nach Auffassung der Finanzverwaltung gehéren Getranke und Genussmittel, die der Arbeit-
geber den Arbeitnehmern zum Verzehr im Betrieb unentgeltlich oder teilentgeltlich Gberlasst, nicht
zum Arbeitslohn.

Bei den von der Arbeitgeberin zur Verfligung gestellten Backwaren und Hei3getranken handelte es
sich insbesondere nicht um eine Mahlzeit. Der Bundesfinanzhof war der Ansicht, dass ein Heilge-
trank mit unbelegten Backwaren kein Frihstick darstellte. Daflir muss jedenfalls ein Aufstrich oder
Belag hinzutreten. Die Art der Brotchen ist dabei ohne Bedeutung.

Rechnungskorrektur: Ist ein Hinweis auf das Korrekturdatum
erforderlich?

Berichtigt ein Unternehmer eine Rechnung im Folgejahr durch eine Neuausstellung, kann er das
urspringliche Ausstellungsdatum beibehalten. Dies steht dem Vorsteuerabzug im Korrekturjahr
nicht entgegen.

Hintergrund

Die Klagerin machte 2010 aus sog. Schlussrechnungen den Vorsteuerabzug geltend. Diese hatte
sie im Laufe mehrerer Jahre insgesamt 4-mal korrigiert, geandert bzw. neu ausgestellt. Insbeson-
dere wurden Rechnungen aus dem Jahr 2007 nach einer Beanstandung durch die Finanzverwal-
tung im Jahr 2010 geandert bzw. neu ausgestellt. Sie enthielten allerdings lediglich das urspringli-
che Rechnungsdatum "1.5.2007". Das Finanzamt verweigerte aus diesen Rechnungen den Vor-
steuerabzug.

Entscheidung

Das Finanzgericht entschied, dass die Klagerin den Vorsteuerabzug aus den Rechnungen im Jahr
2010 geltend machen konnte. Das fur eine ordnungsgemafie Rechnung erforderliche Ausstel-
lungsdatum ist grundsatzlich das Rechnungsdatum, also der Tag, an dem der leistende Unterneh-
mer das Rechnungsdokument herstellt. Insoweit dirfte es nicht den Anforderungen gentigen, wenn
ein willkarliches Datum, welches mit dem Zeitpunkt der Rechnungserstellung in keinem Zusam-
menhang steht, oder ein fehlerhaftes Datum als Ausstellungdatum angegeben wird.

Im vorliegenden Fall war das Ausstellungsdatum der Schlussrechnungen aber kein fehlerhaftes
Datum, auch wenn diese Rechnungen tatsachlich im Jahr 2010 ausgestellt wurden. Es handelte
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sich bei dem angegebenen Datum "1.5.2007" nur um das urspringliche Datum der unvollstandi-
gen Erstrechnungen. Fur einen Fall, in dem die gesamte Rechnung noch einmal neu erstellt wird,
schien es im Hinblick auf die Folgen eines unrichtigen Steuerausweises nachvollziehbar, weiterhin
das urspringliche Ausstellungsdatum zu verwenden, zumal die Rechnungen keinen Vermerk ent-
hielten, dass es sich um berichtigte Rechnungen handelte.

Soweit nach der neueren Rechtsprechung eine ordnungsgemafe Rechnung rickwirkend auf den
Zeitpunkt der erstmaligen Ausstellung der Rechnung berichtigt werden kann, flhrte dies hier nicht
dazu, dass die Klagerin ihr Vorsteuerabzugsrecht aus den Rechnungen, welche die Rechnungen
vom 1.5.2007 berichtigen bzw. die fehlenden Angaben (Steuernummer und vollstandige Anschrift
des leistenden Unternehmers) erganzen, deshalb nicht mehr beanspruchen konnte, weil fir den
Besteuerungszeitraum 2007 bereits Festsetzungsverjahrung eingetreten war.

GmbH-Gesellschafter/-Geschaftsfihrer

Grundbesitzverwaltende Kapitalgesellschaft: Wann kommt eine er-
weiterte Kurzung des Gewerbeertrags in Betracht?

Vermietet eine grundbesitzverwaltende GmbH neben einem Hotelgebaude auch Ausstattungsge-
genstande, die als Betriebsvorrichtungen zu qualifizieren sind, ist keine erweiterte Kiirzung des
Gewerbeertrags maoglich.

Hintergrund

Die X-GmbH vermietete u. a. eine Hotelimmobilie, und zwar einschlieflich Bierkellerkiihlanlage,
Kihlraume, Kihimoébel fir Theken- und Blfettanlage. Wegen dieser mitvermieteten Betriebsvor-
richtungen versagte das Finanzamt die erweiterte Kiirzung des Gewerbeertrags. Stattdessen ge-
wahrte es lediglich die Kirzung mit 1,2 % des Einheitswerts der zum Betriebsvermdgen gehoren-
den Grundstucke.

Das Finanzgericht wies die dagegen gerichtete Klage ab. Seiner Ansicht nach fehlte es an der
AusschlieBlichkeit der Verwaltung eigenen Grundbesitzes.

Entscheidung

Grundsatzlich wird die Summe des Gewinns und der Hinzurechnungen um 1,2 % des Einheits-
werts des zum Betriebsvermogen gehérenden und nicht von der Grundsteuer befreiten Grundbe-
sitzes gekilrzt. Unternehmen, die ausschliel3lich eigenen Grundbesitz oder neben eigenem Grund-
besitz eigenes Kapitalvermégen verwalten und nutzen, kénnen jedoch stattdessen auf Antrag die
Summe des Gewinns und der Hinzurechnungen um den Teil des Gewerbeertrags kiirzen, der auf
die Verwaltung und Nutzung des eigenen Grundbesitzes entfallt.

Die X-GmbH erzielte neben den Ertragen aus Vermoégensverwaltung aufgrund der mitvermieteten
Gegenstande auch Ertrage, die nicht auf die Nutzung und Verwaltung von Grundbesitz im bewer-
tungsrechtlichen Sinne zurlickzufiihren sind. Nicht zum Grundvermégen gehéren Maschinen und
sonstige Vorrichtungen aller Art, die zu einer Betriebsanlage gehdren (Betriebsvorrichtungen),
auch wenn sie wesentliche Bestandteile sind. Bierkellerkiihlanlage, Kuhlrdume, Kuihimébel fur The-
ken- und Bufettanlagen sind demnach Betriebsvorrichtungen. Der Betriebsvorgang der Bewirtung
ware ohne diese Vorrichtungen nicht durchfihrbar.

Durch das Erfordernis der AusschlieBlichkeit ist die erweiterte Kirzung 2-fach begrenzt:

Zum einen ist die unternehmerische Tatigkeit gegenstandlich begrenzt (ausschliellich auf eigenen
Grundbesitz oder daneben auch auf eigenes Kapitalvermogen), zum anderen sind Art, Umfang
und Intensitat der Tatigkeit begrenzt (ausschlieRlich Verwaltung und Nutzung des Vermdgens).
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Nebentatigkeiten liegen innerhalb des von diesem Ausschlieldlichkeitsgebot gezogenen Rahmens
und sind nicht kirzungsschadlich, wenn sie der Verwaltung und Nutzung eigenen Grundbesitzes
im engeren Sinn dienen und als zwingend notwendiger Teil einer wirtschaftlich sinnvoll gestalteten
eigenen Grundstlicksverwaltung und -nutzung angesehen werden kénnen.

Dazu zahlt insbesondere der Betrieb notwendiger Sondereinrichtungen fur die Mieter und notwen-
diger Sondereinrichtungen im Rahmen der allgemeinen Wohnungsbewirtschaftung, etwa die Un-
terhaltung von zentralen Heizungsanlagen, Gartenanlagen usw. Eine dartiber hinausgehende Mit-
vermietung von (nicht fest mit dem Grundsttick verbundenen) Betriebsvorrichtungen schlief3t die
Klrzung dagegen regelmafig aus.

Im vorliegenden Fall fehlte es an einer zwingenden Notwendigkeit fur eine wirtschaftlich sinnvolle
Grundstucksnutzung. Fur die Hotelvermietung war die Mitvermietung der Betriebsvorrichtungen
nicht zwingend notwendig.

Auch waren die Gegenstande nicht aufgrund der Eigenart der Nutzung durch den Mieter Betriebs-
vorrichtungen, sondern wurden von Seiten der X-GmbH auf die Erfordernisse des Hotelbetriebs
zugeschnitten. Eine Geringfligigkeitsgrenze, nach der die Uberlassung von Betriebsvorrichtungen
der erweiterten Klrzung nicht entgegensteht, wenn die Betriebsvorrichtungen gegentber dem
Grundvermogen von geringem Wert sind oder auf sie nur ein geringer Teil der Miete oder Pacht
entfallt, lehnte der Bundesfinanzhof ab. Dem stand der Gesetzeswortlaut mit dem strengen Aus-
schliel3lichkeitsgebotes entgegen.

Formeller Bilanzzusammenhang: Keine nachtragliche Berlicksich-
tigung von Betriebsausgaben

Sonderbetriebsausgaben, die im Jahr der Entstehung des Aufwands nicht berlcksichtigt wurden,
koénnen nicht in einem Folgejahr erfolgswirksam nachgeholt werden. Dem stehen die Grundsatze
des formellen Bilanzenzusammenhangs entgegen.

Hintergrund

An der X-KG waren die Eheleute E und F zu je 50 % beteiligt. In 2008 entstanden F zur Wahrneh-
mung ihrer Gesellschaftsrechte Rechtsanwaltskosten, die sie aus privaten Mitteln beglich. Diese
Aufwendungen wurden fur 2008 nicht als Sonderbetriebsausgaben erklart und dementsprechend
vom Finanzamt bei der Gewinnfeststellung 2008 nicht berlcksichtigt. Diese war inzwischen be-
standskraftig.

Die Anwaltskosten aus 2008 machte F erst im Rahmen der Gewinnfeststellung fir 2009 geltend.
Das Finanzamt und auch das Finanzgericht lehnten die Berlicksichtigung mit der Begriindung ab,
dass es sich um eine fehlerhafte Zusammensetzung des Eigenkapitals handelte. Diese kann im
Wege des formellen Bilanzenzusammenhangs nicht berichtigt werden.

Entscheidung

Die Revision vor dem Bundesfinanzhof hatte ebenfalls keinen Erfolg. Die Richter entschieden,
dass die Kosten der gesellschaftsrechtlichen Beratung Sonderbetriebsausgaben der F darstellten.
Da die Anwaltsleistungen bereits im Jahr 2008 erbracht wurden, ist eine entsprechende Verbind-
lichkeit bereits 2008 im Sonderbetriebsvermégen der F entstanden und flhrte zu Aufwand in 2008.
Eine unmittelbare Berticksichtigung im Jahr 2009 war daher ausgeschlossen.

Bilanzierungsfehler sind grundsatzlich in der Bilanz des Wirtschaftsjahres zu berichtigen, in dem es
zu der fehlerhaften Bilanzierung gekommen ist. Liegt flr das Jahr, in dem es zu der fehlerhaften
Bilanzierung gekommen ist, bereits ein Steuerbescheid vor, der aus verfahrensrechtlichen Grin-
den nicht mehr geandert werden kann, sind nach dem Grundsatz des formellen Bilanzenzusam-
menhangs fehlerhafte Bilanzansatze grundsatzlich in der ersten Schlussbilanz richtigzustellen, in
der dies unter Beachtung der fur den Eintritt der Bestandskraft und der Verjahrung mafgeblichen
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Vorschriften moglich ist.

Die Berucksichtigung der Anwaltskosten kam fir das Jahr 2009 nicht in Betracht. Denn die bilanzi-
elle Behandlung durch die KG in 2008 war zwar fehlerhaft. Dies hat sich jedoch zum Ende des
Wirtschaftsjahres 2008 nicht in einem fehlerhaften Bilanzposten niedergeschlagen. Die KG hatte
fur die Anwaltskosten in 2008 zunachst eine Verbindlichkeit gegenuber der Anwaltskanzlei im Son-
derbetriebsvermogen der F passivieren und den Aufwand als Sonderbetriebsausgabe erfassen
mussen. Die Verbindlichkeit war sodann durch Zahlung in Gestalt einer Einlage noch vor dem Bi-
lanzstichtag 31.12.2008 erloschen. Denn F hat die Anwaltsforderung noch in 2008 mit privaten Mit-
teln beglichen. Zum Bilanzstichtag 31.12.2008 — also in der Schlussbilanz des Vorjahres — war
demnach aus diesem Vorgang kein Wirtschaftsgut mehr zu bilanzieren.

Die Grundsatze des formellen Bilanzenzusammenhangs kénnen keine Grundlage daflir sein, einen
im Vorjahr zu Unrecht unterbliebenen Ausweis einer Einlage nachzuholen. Denn in diesem Fall
kame es zur Nachholung des richtigen Unterschiedsbetrags als Saldoposten der Gewinnermittlung
und Teil des auszuweisenden Eigenkapitals. Eine so weitgehende Aulierachtlassung der richtigen
zeitlichen Zuordnung des ermittelten Gewinns ist nicht mit dem Grundsatz des formellen Bilanzen-
zusammenhangs zu begrinden.

Wann ist ein Gewerbesteuermesshescheid trotz Verfahrens- und
Formfehlern wirksam?

Ein Bescheid uber einen Gewerbesteuermessbetrag ist auch bei einem Verfahrens-, Zustandig-
keits- oder Formfehler nicht zwingend aufzuheben. Das gilt zumindest dann, wenn in der Sache
keine andere Entscheidung moglich ist.

Hintergrund

Die Klagerin war eine GmbH & Co. KG und wurde im Jahr 2002 in das Handelsregister eingetra-
gen. Als Sitz wurde eine Anschrift in der Gemeinde S eingetragen. Unter dieser Adresse, einem
Wohnhaus des Gesellschafters, waren noch weitere Gesellschaften des Gesellschafters gemeldet.
Nach einer Steuerprufung kam das Finanzamt zu der Ansicht, dass in S kein Geschéaftsbetrieb
stattgefunden hatte, sondern tatsachlich in M, wo der Hebesatz zur Gewerbesteuer um 200 Pro-
zentpunkte Gber dem von S lag. Ab 2010 war der Geschaftssitz in der Gemeinde P.

Das beklagte Finanzamt erlie® im Mai 2013 gednderte Bescheide Uber den Gewerbesteuermess-
betrag und benannte M sowie ab 2010 P als hebeberechtigte Gemeinde. Die Stadt M erlie} auf
dieser Grundlage geanderte Gewerbesteuerbescheide. Gegen die Bescheide tber den Gewerbe-
steuermessbetrag wandte sich die Klagerin mit Einspruch und Klage, da die gednderten Bescheide
ihrer Meinung nach aufgrund eines Bekanntgabemangels nichtig bzw. rechtswidrig waren.

Entscheidung

Die Klage vor dem Finanzgericht hatte keinen Erfolg. Das Finanzgericht konnte eine Nichtigkeit
wegen eines Bekanntgabemangels nicht erkennen. Insbesondere der Inhaltsadressat des Be-
scheids war hinreichend bestimmt. Andere schwerwiegende Fehler, die zu einer Nichtigkeit fuhren
konnten, waren ebenfalls nicht ersichtlich.

Eine rechtsfehlerhafte Benennung der Gemeinden M und P lag auch nicht vor. Selbst wenn bei der
Benennung tatsachlich ein Fehler unterlaufen war, fuhrte dieser nicht zu einer Aufhebung des Be-
scheids. Das Finanzgericht war der Auffassung, dass diese Regelung auch auf das Verfahren lGber
den Gewerbesteuermessbetragsbescheid Anwendung findet. Da hinsichtlich des Erlasses des Ge-
werbesteuermessbetragsbescheides keine abweichende Entscheidung mdglich war, wiirde selbst
ein Fehler in der Benennung der Gemeinden nicht zu einem Anspruch auf Aufhebung des Beschei-
des fuhren.
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Gewinnverteilungsabrede: Steuerliche Anerkennung nur bei
Fremdublichkeit

Eine Gewinnverteilungsabrede, die aulierhalb des Gesellschaftsverhaltnisses motiviert ist, bleibt
steuerlich unbeachtlich. Das gilt auch dann, wenn eine daraus resultierende Steuererstattung ein-
gelegt werden soll.

Hintergrund

Die Beteiligten stritten um die Gewinnverteilung bei einer GmbH & atypisch stillen Gesellschaft. In-
haber der Gesellschaft war die C & W GmbH, an deren Betrieb sich deren mittelbarer Alleingesell-
schafter W mit einer Einlage von 200.000 EUR beteiligte. Die zuvor bestehende Vereinbarung zur
Gewinnverteilung wurde am 21.12.2013 und am 14.12.2015 geéndert.

Der stille Beteiligte sollte ab 2013 Vorab-Verlustzuweisungen erhalten. Im Gegenzug hatte er die
Verpflichtung, aus den Einkommensteuererstattungen, die aus diesen Verlusten resultierten, eine
zusatzliche Einlage i. H. v. 50.000 EUR zu leisten. Daruber hinaus wurden W hohere Anteile an
den voraussichtlichen kiinftigen Gewinnen zugesagt.

Das Finanzamt erkannte die Vereinbarung nicht an. Es verneinte die Leistung einer Einlage.

Entscheidung

Die Klage hatte keinen Erfolg, denn auch das Finanzgericht wertete den Einkommensteuererstat-
tungsanspruch nicht als Einlage. Eine Einlage gilt als geleistet, wenn sie tatsachlich erbracht und
dem Inhaber des Handelsgewerbes zugeflossen ist. Der Steuererstattungsanspruch im vorliegen-
den Fall war bis zum Ende des Wirtschaftsjahres jedoch noch nicht entstanden. Er konnte damit
nicht wirksam abgetreten werden. Auch eine Aktivierung einer daraus resultierenden Forderung
schied aus.

Die Gewinnverteilungsabrede hielt das Finanzgericht zudem flir unangemessen und damit als
steuerlich unbeachtlich. Dem atypisch stillen Beteiligten wurde ein hoher Verlust allein mit dem
Zweck zugewiesen, bei ihm einen zusatzlichen Einkommensteuererstattungsanspruch zu generie-
ren. Die Gewinnverteilung orientierte sich also weder an den Beteiligungsquoten noch an den
sonstigen Beitragen der Mitunternehmer. Sie war somit ohne jegliche Grundlage in dem bestehen-
den Gesellschaftsverhaltnis.

Immer gut informiert:

https://www.jruder.de

https://facebook.com/JRUDERGmMbH/

https://twitter.com/jruderstb/

-18 -


https://twitter.com/jruderstb/
https://facebook.com/JRUDERGmbH/
https://www.jruder.de/

	Privatbereich
	Warum eine Wohnung nicht zur Hälfte an den nichtehelichen Lebenspartner vermietet werden kann
	Riester-Rente: Wann dürfen zu Unrecht ausgezahlte Altersvorsorgezulagen zurückgefordert werden?
	Privatnutzung mehrerer Dienstwagen: 1 %-Regelung wird mehrfach angewendet
	Warum Sie bei einem privaten Telefonat auf einer Dienstreise besser nicht stürzen
	Warum die Entschädigung für eine Grundstücksenteignung kein privates Veräußerungsgeschäft ist
	Nachlass haftet nicht automatisch vorrangig für Erbschaftsteuerschulden
	Mehraktige Berufsausbildung: Wann ist die Erstausbildung abgeschlossen?
	Grenzgängereigenschaft: Entfernung zwischen Wohn- und Arbeitsort ist mitentscheidend
	Wo liegt die erste Tätigkeitsstätte eines Müllwerkers?
	Bäume und ihre Hinterlassenschaften: Wann muss gefällt werden?
	Öffentlicher Dienst: Schließtage ja, Zwangsurlaub nein
	Freistellungsphase bei Altersteilzeit: Kein Urlaubsanspruch
	Wie werden Stückzinsen im Rahmen der Abgeltungsteuer besteuert?

	Unternehmer und Freiberufler
	Betriebsrat: Widerspruch ja, Blockade nein
	Wann gilt ein Gestattungsentgelt für naturschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen als zugeflossen?
	Auch bei Aktienanleihen können Teilwertabschreibungen vorgenommen werden
	Tagesmutter: Sind Kosten des eigenen Hauses teilweise Betriebsausgaben?
	Niedrigpreissegment Teil 1: Anforderungen an die Rechnung
	Niedrigpreissegment Teil 2: Anforderungen an die Rechnung
	Backwaren ohne Belag und dazu Kaffee: Ist das ein Frühstück?
	Rechnungskorrektur: Ist ein Hinweis auf das Korrekturdatum erforderlich?

	GmbH-Gesellschafter/-Geschäftsführer
	Grundbesitzverwaltende Kapitalgesellschaft: Wann kommt eine erweiterte Kürzung des Gewerbeertrags in Betracht?
	Formeller Bilanzzusammenhang: Keine nachträgliche Berücksichtigung von Betriebsausgaben
	Wann ist ein Gewerbesteuermessbescheid trotz Verfahrens- und Formfehlern wirksam?
	Gewinnverteilungsabrede: Steuerliche Anerkennung nur bei Fremdüblichkeit


